Wahrheit» Klarheit» Offenheit 


UNABHÄNGIGE 
NACHRICHTEN 


www.un-nachrichten.de 
3618 ° 48. Jahrgang ° Januar 2016 


Man faßt sich 
an den Kopf! 


Die EU - vor vielen Jahren 
von uns schon als »Euroto- 
pia« bezeichnet — zerbrök- 
kelt, zerbricht, ist gespalten 
wie nie zuvor. Die Polen, die 
mit der Drohung von Entzug 
der EU-Gelder gezwungen 
werden sollen, mehr »Flücht- 
linge« aufzunehmen, hängen 
bei Ansprachen der Minister- 
präsidentin die Europaflagge 
ab. Großbritannien will aus 
der EU austreten, wenn die 
EU ihm nicht mehr nationale 
Eigenständigkeit und Selbst- 
bestimmung gewährt. 


Die Außengrenzen der EU 
werden nicht mehr geschützt, 
wie es die Verträge vorse- 
hen, einzelne Länder schot- 
ten sich ab, um die Kontrolle 
wiederzugewinnen, wer sich 
in ihrem Land aufhält. Grie- 
chenland hängt weiterhin am 
Tropf und keiner weiß, wie 
das endet. 


Und genau in dieser Lage 
befaßt sich die EU nach der 
berüchtigten Vorschrift über 
die erlaubte Krümmung ei- 
ner Gurke und der jüngsten 
Glühbirnen-Verordnung nun 
ganz aktuell mit der Erfül- 
lung einer EU-Richtlinie, mit 
der die Höhe eines Kerzen- 
dochts und einer Kerzen- 
flamme begrenzt werden 
soll. 


Man glaubt es nicht, aber es 
ist so! Hier die Beweise (sie- 
he Seite 2). 
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EU: Ein 
Käfig voller 
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DEUTSCHLAND 
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Oder doch keine Narren? 


Es kommt darauf an, wer ge- 
meint ist! 


Die EU-Extremisten in Brüs- 
sel, Straßburg und Berlin, die 
sich offenbar das Zentralko- 
mitee der untergegangenen 
UdSSR zum Vorbild genom- 
men haben? 


Die können aber nicht so 
dumm oder närrisch sein, daß 
sie nicht wissen, was sie tun, 
wenn sie den Plänen der »Ei- 
ne-Welt«-Strategen folgen, 
die Völker Europas und deren 
gewachsene Kulturen zu zer- 
stören. 


Wer also sind die Narren? 
Es sind alle die Wähler in 
Deutschland und Europa, die 
diesen Narrenführern noch 
folgen! 


Möge ihnen endlich ein (Ker- 
zen)-Licht aufgehen! 


AUS DEM INHALT: 


Besuche uns auf Facebook: 


facebook.com/ 
UN.Nachrichten 


Ei 
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Das offene Wort 


Gegen 
Recht und Gesetz? 


Während die Bundesregie- 
rung sich nun darum küm- 
mern muß, die EU-Richtlinie 
zur Größe einer Kerzenflam- 
me in nationales Recht um- 
zusetzen, versinkt der Staat 
in Recht- und Gesetzlosigkeit. 


In Köln rotten sich Hunderte 
von »arabisch-nordafrikanisch 
aussehenden« Männern am 
Hauptbahnhof zusammen, 
bestehlen massenweise Frau- 
en und Mädchen und belästi- 
gen diese sexuell — bis hin zu 
Vergewaltigungen. Die Polizei 
ist machtlos. 


In Berlin, Bremen oder Duis- 
burg beherrschen libanesi- 
sche Familien ganze Stadttei- 
le, in die sich die Polizei nur 
noch in Kompaniestärke hin- 
einwagt. 


In Flensburg und Rostock 
stauen sich sogenannte 
»Flüchtlinge«, weil Dänemark 
und Schweden die Grenzen 
dicht gemacht haben. 


Wie kommen die überhaupt 
unbekannt und unregistriert 
von der bayerischen Grenze 
(Haupteinfallstor) quer durch 
Deutschland bis dorthin? 
Staatliche Schleuser? Wer 
bezahlt? Woher kommt das 
Geld? Wie viele tauchen ein- 
fach unter in unserem Land? 
Die Gewerkschaft der Polizei 
(GdP) erklärt öffentlich, die 
Bundespolizei sei überfordert. 
Aber die Polit-Kaste schließt 
die Augen. 


Laut Grundgesetz und Auf- 
enthaltsgesetz sind alle, die 
ohne Papiere unsere Gren- 
zen überschreiten, erst mal 
Straftäter, die der Staat aber 
nicht anzeigt, sondern duldet 
und sogar noch fördert und 
umsorgt. 


WIDERSTAND ist angesagt, 
meint Ihre 
Sabine Möller 


www.un-nachrichten.de 
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Regulierungswut der EU 


a) 


2) 


6) 


(4) 


6) 


BESCHLUSS (EU) .../... DER KOMMISSION 


vom XXX 


über die Sicherheitsanforderungen, denen europäische Normen für Kerzen, 
Kerzenhalter, Kerzenbehälter und Kerzenzubehör gemäß der Richtlinie 2001/95/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates über die allgemeine Produktsicherheit genügen 


müssen 


(Text von Bedeutung für den EWR) 


DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Richtlinie 2001/95/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
3. Dezember 2001 über die allgemeine Produktsicherheit', insbesondere auf Artikel 4 
Absatz 1 Buchstabe a, 


in Erwägung nachstehender Gründe: 


Als sicher gelten Produkte, welche nationalen Normen genügen, mit denen 
europäische Normen umgesetzt werden, die gemäß der Richtlinie 2001/95/EG 
ausgearbeitet wurden und auf die es im Amtsblatt der Europäischen Union 
Verweisungen gibt. 


Europäische Normen sind auf der Grundlage von Anforderungen auszuarbeiten, die 
gewährleisten sollen, dass ein Produkt, welches diesen Normen entspricht, die 
allgemeine Sicherheitsanforderung gemäß Artikel 3 der Richtlinie 2001/95/EG erfüllt. 


Mit Kerzen, Kerzenhaltern, Kerzenbehältern und Kerzenzubehör sind verschiedene 
Gefahren verbunden, die ein Risiko für die Sicherheit der Verbraucher darstellen 
können. 


Die europäischen Normen EN 15426:2007 (Kerzen - Spezifikation für das 
Rußverhalten), EN 15493:2007 (Kerzen - Spezifikation für die Feuersicherheit) und 
EN 15494:2007 (Kerzen - Produktsicherheitskennzeichnung) befassen sich mit 
bestimmten Gefahren und Risiken. Auf diese Normen gibt es im Amtsblatt der 
Europäischen Union derzeit keine Verweisungen. Für Kerzenhalter, Kerzenbehälter 
und Kerzenzubehör gibt es keine europäischen Normen. 


Die Europäische Kommission sollte daher Sicherheitsanforderungen festlegen, mit 
denen gewährleistet werden soll, dass Kerzen, Kerzenhalter, Kerzenbehälter und 


! ABI. L 11 vom 15.1.2002, S. 4. 


DE 


DE 


Beschlußentwurf der EU-Kommission (Auszug) 


Ein Narrenschiff 
oder Kaspertheater? 


Pünktlich zu Beginn des Advents 
wurde bekannt, daß die EU-Kom- 
mission nun schon seit 15 Jahren 
hart daran arbeitet, Normen für 
die Kerzen auf unseren Tischen 
vorzuschreiben, was jetzt ver- 
wirklicht werden soll. 


In einer Mitteilung definiert die 
EU-Kommission zunächst, eine 
Kerze sei »ein Produkt, das aus 
einem oder mehreren brenn- 
baren Dochten besteht, die von 
einer bei Raumtemperatur (20 °C 
bis 27 °C) festen oder halbfesten 
Brennmasse gestützt werden. 
Die primäre Funktion des Pro- 


SPIEGEL DER ZEIT 


dukts ist es, eine Licht erzeu- 
gende Flamme aufrechtzuerhal- 
ten.« Auch sei eine »„Kerze für 
den Innenbereich“ eine Kerze, 
die für den Gebrauch in einem 
normalen Innenraum bestimmt 
und konzipiert ist.« 


Die EU-Kommission legt außer- 
dem fest, welche besonderen Si- 
cherheitsanforderungen an Ker- 
zen zu stellen sind: »Sie dürfen 
nicht umkippen« und die »Flam- 
me darf maximal eine bestimmte 
Höhe erreichen«. 


Was man in Brüssel »hart« erar- 
beitet hat, lernt jedes kleine Kind: 
Vorsicht beim Umgang mit Feuer. 


Schön, daß man in Brüssel schein- 
bar keine anderen Sorgen hat. 
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Was auf uns zukommt ... 


www.fb.com/UN.Nachrichten 


17 Milliarden Euro für Flüchtlinge 


Ausgaben für Asylbewerber belasten Haushalte der Bundesländer im kommenden 
Jahr stark. Der von Bayern ins Spiel gebrachte „Flüchtlings-Soli" wird heftig kritisiert 


ie 16 Bundesländer 
|) planen für 2016 
mit Flüchtlings- 
ausgaben in Höhe 


von rund ı7 Milliarden Euro. 
Dies ergab eine Umfrage der 


halte auf Basis der letzten Zukunftsaufgaben in Bund, 
Prognose des Bundes aufge- Ländern und Gemeinden zu 
stellt, nach der in diesem Jahr bewältigen“, sagte der SPD- 
800.000 Flüchtlinge nach Vorsitzende Baden-Württem- 


Deutschland kommen. Aller- bergs. 
dings wird die Zahl am Jahres- 


„Die Forderung, den Solida- 
ritätszuschlag in einen Flücht- 
lings-Soli umzuwandeln, ist 
ein durchsichtiges Manöver“, 
sagte auch der Wirtschaftswei- 
se Lars Feld. Es gehe Bayern 
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Und das jedes 
kommende Jahr! 


In Wahrheit werden die Ausga- 
ben noch viel höher sein, denn 
die Länder haben ihre Planungen 
auf der Basis der vom Bund vor- 
her geschätzten 800.000 Flücht- 
linge aufgebaut. Inzwischen sind 
es über eine Million und in 2016 
werden es noch mehr werden, 
den in den kommenden Jahren 
drohenden »Familiennachzug« 
noch gar nicht eingerechnet! 


Erinnern Sie sich, liebe Leser, 
noch an das monatelange gna- 
denlose Gezeter, als es darum 
ging, unseren Kindergärtne- 
rinnen und Erziehern für ihre 
mühe- und verantwortungsvolle 
Arbeit ein paar Euro mehr zu be- 
zahlen? 


»Refugees welcomel« Wer sol- 
chen Schwachsinn predigt, ist 
närrisch oder böswillig! 


Das Gesundheitssystem 
wird zusammenbrechen, 
wenn es so weitergeht! 


Als Geschenk zum Jahresanfang 
erhöhen die Krankenkassen ihre 
»Zusatzbeiträge« für alle Versi- 
cherten, weil sonst das Gesund- 
heitssystem nicht mehr bezahl- 
bar sei. 


Das hat natürlich mit der »Flücht- 
lings«- und Immigranten-Zuwan- 
derung überhaupt nichts, gar 
überhaupt nichts zu tun, heißt es 
von oben und in allen möglichen 


Schlagzeile auf der Titelseite von Die Welt kompakt, 29.12.2015 (Ausriß) 


volksverdummenden » Talk- 
shows«. Wer sowas behaupte, 
betreibe »rechtspopulistische 
Propaganda«. 


Hier ein kleiner Einblick 
in die Wirklichkeit: 


Am 17.11.2015 tagte in Berlin der 
8. Integrationsgipfel von Bundes- 
kanzlerin Angela Merkel. Im Mit- 
telpunkt des Treffens standen die 
Themen Gesundheit und Pflege. 


Mit über 100 Teilnehmern aus 
dem Gesundheitswesen, aus Mi- 
grantenverbänden, Kirchen und 
Verwaltung wurde besprochen, 
wie man eine weitere Öffnung 
des Gesundheitswesens für Ein- 
wanderer bewerkstelligen könne. 


Gefordert wurde ihre Einbezie- 
hung in Präventationsangebote 
und eine Pflegereform, die auf 
die Bedürfnisse alter Menschen 
aus anderen Kulturen eingehe. 


Zur Zeit seien es 1,5 Millionen 
Rentner mit Migrationshinter- 
grund, bis 2030 würde ihre Zahl 
auf 3,5 Millionen steigen. Eine 
gute gesundheitliche Versorgung 
sei ein wichtiger Faktor dafür, 
daß sich Migranten bei uns zu- 
hause fühlen könnten, erklärte 
Bundesgesundheitsminister Her- 
mann Gröhe (CDU). 


Man brauche für die Pflege deut- 
lich mehr »Sprachmittler«, for- 
derte die Integrationsbeauftrag- 
te der Bundesregierung, Aydan 
Özoguz, und machte sich damit 
eine Forderung der Migrantenver- 


bände nach mehr Dolmetschern 
zu eigen. Migranten seien beson- 
ders häufig chronisch krank und 
psychisch belastet, seien aber 
bei Vorsorgeangeboten, in der 
Pflege, Altenhilfe und bei Reha- 
Kuren benachteiligt, beklagten 
die Migrantenverbände. 


Der »Sachverständigenrat deut- 
scher Stiftungen für Integration 
und Migration« forderte, bei den 
Pflegeangeboten die Bedürfnisse 
von Muslimen stärker zu berück- 
sichtigen. 27 Prozent der Musli- 
me wünschten sich nach einer 
neuen Studie eine Pflegekraft mit 
gleicher Religion. 74 Prozent der 
muslimischen Frauen wünschten 
sich, im Alter von einer Frau ge- 
pflegt zu werden. Bei christlichen 
oder nichtkonfessionellen Be- 
fragten läge dieser Wert deutlich 
niedriger. 


Wir können nur fragen: 


Geht’s noch? 


Dolmetscher in allen Kranken- 
häusern, Kurheimen und Pfle- 
geheimen? Doppelte oder gar 
dreifache Besetzung der Pflege- 
stationen, nach Frauen, Männern 
und Religionen getrennt, zwei 
getrennte Küchen und wer weiß 
noch was? 


Wer soll das alles bezahlen? Wir 
Krankenversicherten natürlich 
nicht, denn für die Erhöhung un- 
serer Beiträge seien wir selbst 
schuld. Das Geld kommt sicher- 
lich von oben, vielleicht von Allah 
und seinem Propheten. 


ALLES »GUTE« KOMMT VON OBEN! 
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Irrsinn mit Methode: Auch 
Sozialhilfe für alle EU-Ausländer 


Das Bundessozialgericht in Kassel 


Es ist ebenso einfach wie ver- 
rückt: Die EU hat 28 Mitglieds- 
staaten, von Portugal im Westen 
bis Rumänien im Osten. 


Wer in allen diesen Ländern ge- 
nug Geld zusammenkratzt, sich 
leiht oder ergaunert, um sich 
sechs Monate lang in der BRD 
ohne Bezüge oder mit Schwarz- 
arbeit durchzuschlagen, hat 
nach sechs Monaten Aufenthalt 
Anrecht auf Sozialhilfe in der 
Bundesrepublik! 

Das hat das Bundessozialge- 
richt jetzt entschieden (Az: B 4 
AS 44/15 R und B 4 AS 59/13 R 
vom 3.12.2015). 

In der EU herrscht bekanntlich 
die Freizügigkeit. Jeder Mensch 
aus den 28 EU-Ländern kann 
also formlos und ohne Probleme 


Sie erhalten nur ein UN-Heft? 
Und was weiß Ihr Nachbar? 


Bitte bestellen Sie 2, 3, 5 
oder 10 Hefte monatlich! 


bei uns einreisen, um sich eine 
Arbeit zu suchen oder auf Sozi- 
alleistungen zu warten. 


Er erhält zwar nicht ab sofort 
Hartz-IV-Leistungen, die sind 
nach geltendem Recht ausge- 
schlossen. 


Spätestens nach sechs Monaten 
aber müsse nach dem Recht der 
Grundsicherung die Sozialhilfe 
einspringen, entschied das Ge- 
richt. 


Das heißt also für alle Nicht- 
oder Geringverdiener in der EU: 


»Sieh zu, daß Du irgendwie 
die ersten sechs Monate in 
Deutschland überstehst, dann 
bekommst Du monatlich mehr 
Geld für Dich und Deine Familie 
zuhause, als Du dort jemals ver- 
dienen kannst!« 


Das Gericht stellte 
noch einmal klar: 


e Arbeitslosengeld II (Hartz IV) 
können EU-Bürger beanspru- 
chen, wenn sie mindestens 


ein Jahr in Deutschland so- 
zialversicherungspflichtig be- 
schäftigt waren. 


e Bei einer kürzeren Beschäfti- 
gung wird nur sechs Monate 
lang Hartz IV bezahlt. 

e Haben sie seit ihrer Einreise 
überhaupt nicht gearbeitet, 
haben sie keinen Anspruch 
auf Hartz-IV-Leistungen. 


e Dann aber greife die Recht- 


sprechung des Bundes- 
verfassungsgerichts zum 
Grundrecht auf Sicherung 


des Existenzminimums. Nach 
einem »verfestigten Aufent- 
halt« über sechs Monate sei 
in der Regel Sozialhilfe zu 
zahlen. 


Diese Leistungen sind im Regel- 
fall etwa gleich hoch wie die der 
Hartz IV-Berechtigten. ALSO: 
Armselige, Arbeitsscheue oder 
Hungerleider aus allen EU-Län- 
dern — auf nach Deutschland! 


Ist dieser (»unser« ???) Staat 
noch zu retten? 


MUSLIME IN NIEDERSACHSEN 
Staatsvertrag wird 
Mitte 2016 besiegelt 


HANNOVER | Nach Hamburg und 
Bremen steht nun auch Nieder- 
sachsen vor dem Abschluss ei- 
nes Staatsvertrags mit der mus- 
limischen Gemeinschaft. Darin 
sind Regelungen mit den Ver- 
bänden zum islamischen Reli- 
gionsunterricht, zur Seelsorge 
in Kliniken und Gefängnissen, 
zum Moscheebau und Bestat- 
tungswesen zusammengefasst. 
Der Vertrag solle die Integration 
von Muslimen fördern und sie 
ermuntern, gesellschaftliche 
Verantwortung zu übernehmen, 
sagte Kultusministerin Frauke 
Heiligenstadt (SPD). (dpa) 


dpa-Meldung vom 14.12.2015 


AUF NACH DEUTSCHLAND! 


Wahrheit Klarheit» Offenheit Unabhängige Nachrichten » Ausgabe 1/2016 +» S. 5-8 


Ist Tibet 
wichtiger als 


UNABHÄNGIGE 
NACHRICHTEN 


Sonderdruck S116 + Januar 2016 


Liebe Leser der UN! 


Man hört nicht mehr auf zu 
lesen, wenn man sich die Zeit 
nimmt, einen ganzen Jahr- 
gang der UN einmal zusam- 
menhängend durchzulesen. 


Kein Wort falsch, keine For- 
derung überholt, keine Ein- 
schätzung widerlegt und eine 
Fülle von Hintergrundwissen, 
das den irregeleiteten »Kon- 
sumenten der Massenme- 
dien« (so heißt das auf neu- 
deutsch) fehlt. 


»Die gefährlichsten Mas- 
senvernichtungswaffen 
sind die Massenmedien. 
Denn sie zerstören den 
Geist, die Kreativität und 
den Mut der Menschen, 
und ersetzen diese mit 


Angst, Mißtrauen, Schuld 
und Selbstzweifel.« 


So schreibt einer, der sich 
offensichtlich gut in der Sze- 
nerie Wirtschaft, Medien und 
Journalismus auskennt und 
unbekannt bleiben möchte, 
unter dem Pseudonym M. 
A. Verick in der Einleitung zu 
seinem Buch »Das Medien 
Monopol«. 


Die Herrschaft der Medien- 
konzerne gefährdet zuneh- 
mend die im Grundgesetz für 
die BRD garantierte Freiheit 
von Berichterstattung und 
Meinungsbildung. Mit der 
Verbreitung der UNABHÄN- 
GIGEN NACHRICHTEN hel- 
fen Sie mit, dieses Monopol 
der Verdummung zu durch- 
brechen! 


Das Jahr 2015 stand im Zeichen 
der Hintergrundmächte und ih- 
rer Erfüllungsgehilfen, die das 
Volkstum des deutschen und der 
europäischen Völker zerstören 
wollen. 


Die laut Bundesverfassungs- 
gericht  verfassungsrechtliche 
Pflicht, »die Identität des deut- 
schen Staatsvolkes zu erhal- 
ten«, wird von allen im Bundes- 
tag vertretenen Parteien und der 
Regierung nicht nur mißachtet, 
sondern verletzt. 


Am 20.6.1996 faßte der Deut- 
sche Bundestag mit Zustimmung 
fast des ganzen Hauses die fol- 
gende Entschließung (Drucksa- 
che 13/4445, Auszug aus dem 
Bundestagsprotokoll): 


„Der Deutsche Bun- 
destag, (1) im Hinblick 
darauf, daß Tibet sich 
in der gesamten Ge- 
schichte eine eigene 
ethnische, kulturelle 
und religiöse Identität 
bewahrt hat |...], 

verurteilt die Politik der 
chinesischen Behör- 
den, die im Ergebnis 
gerade auch in Bezug 
auf Tibet zur Zerstö- 
rung der Identität führt, 
insbesondere mittels 
Ansiedlung und Zu- 
wanderung von Chine- 
sen in großer Zahl [...] 
und der Unterstellung 


Deutschland? 


des Landes unter eine 
chinesisch kontrollier- 
te Administration.« 


Diese Verurteilung kann man 
Wort für Wort unterschreiben und 
sie ist aktueller denn je, wenn 
man sie auf die derzeitige Poli- 
tik zum Schaden des deutschen 
Volkes bezieht. 


Der Unterschied ist nur, daß nicht 
eine fremde, sondern die eigene 
Volksvertretung diese Politik be- 
treibt. 


Nicht nur »das deutsche Volk« 
allgemein, sondern jeder Ein- 
zelne von uns ist aufgerufen, 
in seinem Lebensbereich und 
nach seinen Möglichkeiten mit 
allen denkbaren friedlichen Mit- 
teln von seinem demokratischen 
Widerstandsrecht nach Art. 20 
Absatz 4 GG Gebrauch zu ma- 
chen, um gegen diese Politik zu 
protestieren. 

Sind den Parteien im Deut- 
schen Bundestag die Tibeter 
mehr wert als wir Deutsche? 
Das durch Massenzuwande- 
rung bedrohte Volk von heute 
sind wir, Ihr Pharisäer in Ber- 
lin! 


Ein UN-Abo für 2016, die 
Jahrgangsmappe 2015 in 
einem Klemmbinder oder 
einzelne Ausgaben der UN 


können Sie gegen einen 


Kostenbeitrag anfordern 
bei: UN, Postfach 400 215, 
44736 Bochum 


Postfach 


Was lange 
gärt wird 
endlich Wut 


7 Oberhausen 


»Die Hoffnungen, mit der wir 
am 3. Oktober 1990 in die 
Zukunft gesehen haben, die 
Hoffnung, ein freies Volk in 
einem freien Land zu sein, ist 
auch heute, und heute mehr 
denn je, nicht mehr als eine 
Hoffnung. 

Sie ist aber auch nicht weni- 
ger als eine Hoffnung, sie ist 
kein Hirngespinst. Es lohnt 
sich, darum zu kämpfen, daß 
wir eines Tages an einem 3. 
Oktober sagen können: Ja, 
wir sind ein freies Volk. 
Diesen Kampf zu führen heißt 
nicht, sich Illusionen hin- 
zugeben oder sich die Din- 
ge schönzureden. Unsere 
Chancen, diesen Kampf zu 


Rund 18.000 Bürger protestierten am 5.1.2015 gegen Islamisierung in Dresden - friedlich und eindrucksvoll (Foto vom 1.12.2014) 


gewinnen — das wissen wir 
alle — stehen nicht gut. Und 
dennoch werden wir diesen 
Kampf führen! Wir werden 
dieses Deutschland, das uns 
anvertraut ist, das wir von un- 
seren Vorfahren geerbt und 
von unseren Enkeln nur ge- 
liehen haben — wir werden 
dieses Land um nichts auf der 
Welt preisgeben! Und wir wür- 
den diesen Kampf sogar dann 
führen, und würden ihn sogar 
dann nicht für sinnlos halten, 
wenn wir positiv wüßten, daß 
wir ihn verlieren. Denn selbst 
wenn er keinen anderen Sinn 
hätte: Er hätte zumindest den 
Sinn, daß wir an dem Tag, 
wo unsere Enkelkinder uns 


Postfach 10 17 0 


fragen „Habt ihr auch zu de- 
nen gehört, die unser Land 
verschleudert und unsere Zu- 
kunft zerstört haben?“, daß wir 
ihnen dann guten Gewissens 
in die Augen sehen und sagen 
können: NEIN! WIR WAREN 
ES NICHT!« 


Schlußwort einer Rede des 
»ex-Linken« Manfred Kleine-Hartlage 
am 3. Oktober 2013 


uf Facebook: 


Besuche uns â 


f! facebook.com/ 
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»Was immer die 
Deutschen sagen, 
sie werden zahlen« 


EUROPA IST... 


... WENN DEUTSCHLAND ZAHLT 


Die radikale Linke hat erwar- 
tungsgemäß die Wahlen in 
Griechenland gewonnen. 

Die Wahlsieger haben aus 
ihren Absichten vor der Wahl 
kein Geheimnis gemacht: An 
die Vereinbarungen mit der 
EU und dem IWF fühlt man 
sich nicht länger gebunden. 
EU-Gelder sollen aber weiter- 
hin ins Land fließen. An eine 
Rückzahlung der Verbindlich- 
keiten ist allerdings auch nicht 
gedacht. Ebenso wenig, wie 
an einen Euro-Austritt. Das 
alles paßt vorne und hinten 
nicht zusammen. 


Griechenland ist pleite. Sich 
mit gefälschten Bilanzen in die 
Währungsunion geschummelt 
zu haben, hat weder Grie- 
chenland noch allen anderen 
Staaten zum Vorteil gereicht. 

Dennoch will man weiter wirt- 
schaften wie früher und sich 
gleichzeitig eines nordeuropä- 
ischen Wohlstandes erfreuen 
— wie kleine Kinder, die alles 
zur selben Zeit haben wollen. 
Für die neue Regierung in 
Athen sind für alle Probleme 
natürlich die anderen (zuerst, 
wie immer, die Deutschen) 


schuld und sollen dafür auch 
aufkommen, wie der neue 
griechische Finanzminister 
Giannis Varoufakis meinte: 
»Was auch immer Deutsch- 
land sagt oder macht, letzt- 
lich zahlt es auf jeden Fall«. 
Wahrscheinlich behält er da- 
mit auch noch recht! 


Besuche uns auf Facebook: 


facebook.com/ 
UN.Nachrichten 


Zn 
Illegale Einwanderer auf Lat 
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»Willkommenskultur«: 
Progagandakrieg 
gegen das eigene Volk 


er : 


mpedusa. Zwischenstation der »Glücksritter« auf dem Weg nach Norden. 


Düstere Zeiten für uns Deutsche 


Die Einwanderung nach 
Deutschland ist so hoch wie seit 
1992 nicht mehr. Der Vergleich 
mit den Hugenotten und Heimat- 
vertriebenen von einst, also gut 
ausgebildeten, gut integrierba- 
ren Menschen aus gleichem Kul- 
turkreis, entbehrt jeder Grund- 
lage. Das wissen auch Medien 
und Politiker und verdrehen trotz 
allem weiter die Tatsachen. 
Die Lügen vom Fachkräftezu- 
zug, von den asylberechtigten 
Kriegsflüchtlingen, von der de- 
mographischen Notwendigkeit, 
von den positiven Effekten für 
den Wirtschaftsstandort: Das 
alles ist lange als Mär entlarvt 


Aachener 


Nachrichten | 


i s Kapinilat 


Der Kriegistau 


oder zumindest relativiert. Es ist 
eine Verdrehung von Tatsachen 
durch gesellschaftliche Akteure 
der Migrationsindustrie, Politiker 
aller Couleur und Wirtschaftslob- 
byisten, die uns mit fadenschei- 
nigen Argumenten die derzeitige 
Einwanderung schmackhaft ma- 
chen wollen. 

Eigentlich sieht das jeder, der 
die Augen aufmacht. Wer gut 
belegte Zahlen aus seriösen 
Quellen finden möchte über die 
Mär vom Fachkräftezuzug oder 
dem Nutzen für unseren Wirt- 
schaftsstandort, der wird sie fin- 
den, wenn er das möchte. So in 
dieser UN. Die Gegner unserer 
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mahnenden Stimme können uns 
verächtlich machen - die Fakten 
aber lassen sich nicht leugnen. 
Wem nutzt all das, was gerade 
geschieht? Uns Deutschen nicht 
und nicht denen, die zu uns kom- 
men, aus ihrer Kultur gerissen 
und vom Kapital als billige Ar- 
beitskräfte mißbraucht. 


ook: 


Besuche uns auf Faceb 


facebook.com/ 
UN.Nachrichten 


N 4 


Den eigenen 
Untergang 


= wie bescheuert müßten wir sein? 


Es wäre gelogen, zu be- 
haupten, daß das offizielle 
Kriegsende am 8. Mai 1945 
die geschundenen deut- 
schen Soldaten und Zivili- 
sten nicht erleichtert hätte. 
Ein aussichtloser Kampf 
mit fehlendem Nachschub 
an allen Fronten und das 
»Moral Bombing«, also der 
Bombenterror gegen deut- 
sche Innenstädte, verlang- 
ten unseren Groß- und Ur- 
großeltern Leiden und Opfer 


ab, die sich kein Deutscher 
heute vorstellen kann. Wer 
wollte nicht, daß solch ein 
Schrecken endlich aufhört? 
Aber ein Tag der Befrei- 
ung? Die Sieger kamen als 
Besatzer! Begriffe wie das 
»Besatzungsstatut« zeugen 
davon. 

Befreier sind selbstlose Hel- 
den, die jemanden aus der 
Gefangenschaft retten, de- 
nen der Befreite dankbar 


um den Hals fällt und weiß: 
In seinen Armen bin ich end- 
lich sicher. 

Das Deutschland nach dem 
8. Mai 1945 war davon weit 
entfernt. 


Besuche uns auf Facebook: 


facebook.com/ 
UN.Nachrichten 
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Es reicht! 
Schluß mit den 
Demütigungen! 


Auch Griechenland versucht uns einzuschüchtern: In Athens Straßen wurden deutsche Fahnen verbrannt und grie- 


chische Zeitungen zeigten Bundeskanzlerin Merkel in Naziuniform. »Die Wut, mit der deutsche Fahnen in Athen ver- 
brannt werden, täuscht nicht darüber hinweg — ohne die Deutschen schaffen es die Griechen diesmal nicht.« Inzwi- 
schen fordert man sogar Reparationen. (Bild und Zitat: Deutsche Welle TV) 


»Demütigen« definiert der Du- 
den als eine Handlung, bei der 
jemand durch Worte oder Taten 
in seiner Würde, in seinem Stolz 
verletzt wird. 


Er wird entehrt, entwürdigt, er- 
niedrigt und in den Schmutz ge- 
treten. 

Klingt ganz nach dem, was das 
deutsche Volk in den letzten 70 
Jahren erdulden mußte. 

Sind es seit Ende des Krieges 
die Siegermächte, die uns mit 
unserer Alleinkriegsschuld er- 
preßten und uns auch weiterhin 
unter ihrer Fuchtel halten, kom- 
men aktuell die Griechen hinzu, 
die irrsinnige Reparationsforde- 
rungen stellen. 


Die Bundesregierung gibt im 
laufenden Jahr eine Milliarde 
Euro für die Aufnahme von Asyl- 
bewerbern aus — doppelt so viel 
wie bislang geplant. 


Die Bundesländer fordern je- 
doch vom Bund mehr als fünf 
Milliarden Euro zur Entlastung 
bei den Unterbringungskosten. 
Pro Asylbewerber würden Ko- 
sten von etwa 12.500 Euro ver- 
anschlagt. Bei in diesem Jahr 
von den Ländern erwarteten 
450.000 Asylbewerbern würde 
dies bei voller Übernahme der 
Kosten Zahlungen des Bundes 
von 5,6 Milliarden Euro bedeu- 
ten. 


Waren es bisher Orte wie Katyn 
oder Oradour, so ist es heute Ka- 
lavrita in Griechenland. 


Es hat nie jemand behauptet, 
daß Krieg human sei. Allerdings 
wurde in vergangenen Jahrhun- 
derten auch nie ein Volk für all 
das Elend und all das Unrecht al- 
lein verantwortlich gemacht. Dies 
ist einmalig in der Weltgeschichte 
und nur möglich, da wir die dafür 
passenden Politiker haben. 

Wir haben zwei Weltkriege an- 
gezettelt, wir bejubeln unsere 
Niederlage, wir haben Dresden 
verdient und die Vertreibung von 
zwölf Millionen Deutschen ge- 
schieht uns recht. 

Geht’s noch? 


Als nächstes werden die Italiener 
in Berlin vorstellig, um Reparati- 
onsforderungen wegen der Her- 
mannschlacht zu stellen. 

Wie schon Immanuel Kant treff- 
lich formulierte: »Wer sich zum 
Wurm macht, kann nachher nicht 
klagen, wenn er mit Füßen getre- 
ten wird!« 


acebook: 


Besuche uns auf F: 


facebook.com/ 
UN.Nachrichten 
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Weitere fünf 
Milliarden für 


Asylbewerber 


Die Kosten variieren jedoch von 
Ort zu Ort. Hamburg beziffert 
die Kosten je Asylbewerber auf 
13.500 Euro pro Jahr (siehe Do- 
kument zum Zeitgeschehen auf 
Seite 2). Andere Länder gehen 
von 14.000 Euro je Asylbewer- 
ber und Jahr aus. 


Die Unterbringung in Hotels 
dürfte die Kosten weiter nach 
oben steigen lassen. 

Für sogenannte »minderjäh- 
rige unbegleitete Flüchtlinge« 
beziffert der Hamburger Se- 
nat die Kosten pro Person auf 
237,89 Euro täglich (Hamburger 
Abendblatt, 24.9.2014), also auf 
86.829,85 Euro jährlich. 


Fom: Rasande Tyskar fickt CC BY-NC 2.0 


Dabei wird gern vergessen, daß 
die geschätzten Kosten von 
5,6 Milliarden Euro nur für die 
Flüchtlinge benötigt werden, die 
in diesem Jahr hier angekom- 
men sind oder erwartet werden. 
Laut Statistischem Bundesamt 
hielten sich zum 31.12.2014 
in der Bundesrepublik offiziell 
4.480.574 Nicht-EU-Ausländer 
auf. 


Besuche uns auf Facebook: 


facebook.com/ 
UN.Nachrichten 


Der Überwachungsstaat greift 
mehr und mehr um sich. Im- 
mer hemmungsloser hebeln 
übereifrige Volksvertreter die 
Grundrechte des Volkes aus; 
insbesondere solche, die als 
Abwehrreche gegen den 
übermächtigen Staat dienen 
sollen. Das von George Orwell 
vorausgesagte »1984« war 
vorgestern. Es ist höchste Zeit, 
den gutgläubigen Bundesbür- 
gern einen kurzen Überblick 
über den schrittweisen Abbau 
unserer Grundrechte zu ge- 
ben. 


Es ist schon beeindruckend: 
Kaum hatte der NATO-Gene- 
ralsekretär Jens Stoltenberg 
die Bundesrepublik zu höhe- 
ren »Verteidigungsausgaben« 
gedrängt, bestätigte Verteidi- 
gungsministerin Ursula von 
der Leyen einen Tag später die 
bundesrepublikanische Folg- 
samkeit (siehe Pressemeldun- 
gen auf Seite 2). 

Wo sie recht hat, 

hat sie recht! 

Sahra Wagenknecht, die 
Linkeste unter den Linken, 


laut Die Welt kompakt vom 
2.7.2015 zum Festakt der 
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Wollt ihr 
die totale 
Überwachung? 


Rasterfahndung, Lauschan- 
griff, Kontenabfrage, Vor- 
ratsdatenspeicherung, DNS- 
Analyse, automatisches 
Abfotografieren von Num- 
mernschildern durch Maut- 
anlagen, biometrische Daten 
und Fingerabdrücke in Aus- 
weispapieren, Verknüpfung 
verschiedener Datenbanken, 
Mobiltelefone, die überall ge- 
ortet werden können, Über- 
wachungskameras auf öffentli- 
chen Plätzen, eine eindeutige 
Personenkennziffer (als Steu- 
ernummer verharmlost), aber 


Postfach 10 17 0 


NATO 


auch Rabatt- und Kundenkar- 
ten - alles wird gespeichert. 
Bisher konnte man einem Teil 
der Datenkraken noch entkom- 
men, indem man seine Ein- 
käufen beim örtlichen Händler 
in bar bezahlte. Doch das soll 
bald auch vorbei sein ... 


Besuche uns auf Facebook: 


facebook.com/ 
UN.Nachrichten 
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befiehl, wir 


folgen Dir! 


60-jährigen BRD-Mitglied- 
schaft in der NATO: 

»Heute feiern führende 
Kriegstreiber in Berlin die 
60-jährige NATO-Mitglied- 
schaft Deutschlands. (...) 
Expansion und Zündelei in 
Richtung Rußland, völker- 
rechtswidrige Angriffskriege 
und immer weiter steigende 
Militärausgaben verdienen 
keinen Champagner, son- 
dern Protest. Frieden statt 
NATO!« 

Das Springer-Blatt betitelte 


das in frommer NATO-Erge- 
benheit als »linke Haßtirade«. 


ing Center / fickr /CC BY 2.0 (Ausschntt) 


aT 


Wiedervereinigung von West- 
und Mitteldeutschland entge- 
gen aller Absprachen bis an 
die Ostgrenze der ehemaligen 
DDR ausbreitete und seitdem 
aggressiv bis an die Grenzen 
Rußlands vorrückt, wurde vom 
Springer-Blatt geflissentlich 
verschwiegen. 


Besuche uns auf Facebook: 


facebook.com/ 
UN.Nachrichten 


N S 
Gevgelia (Mazedonien), 2 


von Migranten und Flüchtlingen erreichen die Grenze zwischen Griechenland und Mazedonien bei ihrem Versuch, 
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Tolle Aussichten 
für Deutschland 
und Europa 


nach Norden über Serbien in die EU zu gelangen. 


Europa und insbesondere 
Deutschland sind Zielgebiete ei- 
ner anschwellenden Völkerwan- 
derung. Diese Menschen haben 
den Wunsch nach einem besse- 
ren und friedlichen Leben. 

Unter die Kriegsflüchtlinge mi- 
schen sich mehr und mehr Wirt- 
schaftsflüchtlinge. Sie kommen 
aus Afrika, Asien und vom Balkan 
und haben im Fernsehen gese- 
hen, wie die Menschen in Europa 
leben. Sie haben auch gesehen, 
daß es in Deutschland Sozialhil- 
fe für alle gibt. Kein Wunder also, 
daß sie sich auf den Weg machen. 


Das wird solange weitergehen, 
bis entweder alle, die den Wunsch 
haben zu kommen, hier sind, oder 
bis eine Veränderung eintritt, die 
das Kommen unnötig und un- 
attraktiv erscheinen läßt. 

Große Völkerwanderungen ken- 
nen wir aus der Geschichte: im 4. 
und 5. Jahrhundert machten sich 
zahlreiche germanische Völker, 
vertrieben von den Hunnen, auf 
den Weg ins römische Imperium. 
Im Zuge dieser Völkerwanderung 
ging das Römische Reich unter, 
mitsamt seiner tausendjährigen 
Geschichte. 
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Foto: Freedom House / fickr / CC BY 2.0 (A 


ta 
usende 


Eine weitere Völkerwanderung 
war die Einwanderung aus Eu- 
ropa in die »Neue Welt« und der 
Sklavenhandel aus Afrika im 17. 
und 18. Jahrhundert. Die ameri- 
kanischen Ureinwohner konnten 
dem nichts entgegensetzen — 
heute leben sie in Reservaten. 


Besuche uns auf Facebook: 


facebook.com/ 
UN.Nachrichten 


Neue Gesetze im Eilverfahren: 


Alles Nazis 
oder was? 


"© Deutscher Bundestag / Marc- Sieten Unger (Ausschnitt) 


Als Reaktion auf die aktuelle Flüchtlingssituation wurde am 15.10.2015 vom Bundestag das sogenannte Asylverfahrensbeschleuni- 
gungsgesetz verabschiedet. Einen Tag später hat der Bundesrat dem Gesetz ebenfalls zugestimmt. Am 20.10. segnete der Bundes- 
präsident das Gesetz ab, welches am 23.10. im Bundesgesetzblatt veröffentlicht wurde und damit in großen Teilen bereits verbindlich 


ist. 


Der Bürger staunt und wundert 
sich — dauerten Gesetzesvor- 
haben doch bisher immer eine 
kleine Ewigkeit. 

Nun vergingen nicht einmal 
zwei Wochen, und ein Gesetz 
trat in Kraft, das u.a. die Ab- 
schiebung abgelehnter Asylbe- 
werber beschleunigen soll. 
Solche Forderungen fanden wir 
bisher nur im Positionspapier 
von PEGIDA, im Neun-Punkte- 
Plan der NPD, im Thesenpa- 
pier der AfD oder auf »Informa- 
tionsflyern« der Republikaner. 


Stellen sich nun große Teile 
des Bundestages, oder sogar 
der Bundespräsident, in eine 
Reihe mit Menschen, die bis- 
her verachtend als Neonazis, 
Chaoten, geistige Brandstifter, 
Idioten, Rassisten, Deppen, 
Dumpfbacken ... (um nur die 
harmloseren Bezeichnungen 
aufzuzählen) bezeichnet wur- 
den? 

Wahrscheinlich steht es aber 
mit dem Demokratieverständ- 
nis vieler selbsternannter De- 
mokraten nicht zum Besten, 


die Kritiker am derzeitigen 
Asylchaos gern mundtot ma- 
chen würden. Dabei gewährt 
Artikel 16a des Grundgeset- 
zes schon lange nur politisch 
Verfolgten Asyl, und auch das 
nur unter bestimmten Voraus- 
setzungen (siehe Seite 5). 


Besuche uns auf Facebook: 


facebook.com/ 
UN.Nachrichten 
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Unser Land: 
einst geachtet 


bald verlacht? 


Manche Dinge sind nur noch medizinisch erklärbar. 


Über Spanien lacht die Son- 
ne, über Deutschland bald 
die ganze Welt? 

»Viele meinen, die Deutschen 
hätten ihr Gehirn verloren«, so 
der britische Politologe Antony 
Glees zur Asylpolitik Deutsch- 
lands. Deutschland gebe sich 
als »Hippie-Staat, der nur von 
Gefühlen geleitet wird«. 

Wen wundern da noch Bilder 
wie das obige aus der deut- 
schen Hauptstadt? Menschen 
werden in »erwünscht« und 
»unerwünscht« eingeteilt. Die 
Einteilung erfolgt nach dem be- 


Wahrheit: Klarheit» Offenheit 


UNABHÄNGIGE 
NACHRICHTEN 


In Österreich ist die FPÖ auf 
dem Vormarsch und errang 
am 11. Oktober bei der Land- 
tags- und Gemeinderatswahl 
in Wien über 30 Prozent der 
Stimmen. 

Frankreichs Front National 
könnte bei den Regionalwah- 
len am 13. Dezember erneut 
stärkste Kraft werden. 

Die Schwedendemokraten 
sind laut einer Umfrage vom 
August die beliebteste Par- 
tei in Schweden. Würde eine 
Wahl stattfinden, erhielten 
sie über 25 Prozent der Stim- 
men. 


kannten Prinzip, nachdem sich 
gleich und gleich eben gern ge- 
sellen. 

Dies bestätigt auch Juri Mos- 
kowski, Berater der russischen 
Migrationsbehörde: 


»Die Erfahrung und die Statistik 
zeigen, daß unsere Migrations- 
politik viel adäquater ist. Der 
größte Unterschied besteht in 
der Herangehensweise und in 
der Motivation der Migranten. 
In die europäischen Länder 
fahren sie um der Sozialhilfen 
willen, sie denken, daß sie dort 
das Paradies auf Erden erwar- 
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tet. Zu uns fahren die Leute 
dagegen, um zu arbeiten, wo- 
bei sie verstehen, daß die Ver- 
hältnisse hier hart sind und sie 
nichts geschenkt bekommen. « 
Wenn der Willkommens-Kult so 
weitergeht, lacht über Deutsch- 
land bald wirklich die ganze 
Welt! 


Besuche uns auf Facebook: 


facebook.com/ 
UN.Nachrichten 
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Europa 
wacht 


Die Dänische Volkspartei 
stellt seit der Wahl am 27. 
Mai die zweitstärkste Frakti- 
on im Parlament. 

Bei den polnischen Parla- 
mentswahlen am 25. Okto- 
ber errang die nationalkon- 
servative Partei Recht und 
Gerechtigkeit (PiS) erstmals 
die absolute Mehrheit. 

Bei den Parlamentswahlen in 
der Schweiz am 18. Oktober 
konnte die Schweizerische 
Volkspartei SVP erneut zule- 
gen und verfügt inzwischen 
über 65 von 200 Sitzen im 
Nationalrat. 


23r com/pronie_ rozum) 
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Immer mehr europäische 
Staaten sichern wieder ihre 
nationalen Grenzen, sei es 
durch Wiedereinführung von 
Ausweiskontrollen bei der 
Einreise, verstärkter Kontrol- 
le der Grenze bis hin zu Zaun 
und Stacheldraht. 


Es tut sich (endlich) was in 
Europa! 


Besuche uns auf Facebook: 


facebook.com/ 
UN.Nachrichten 
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Gewalt gegen Polizeipferde: 
Erst jetzt regen sich die Gutmenschen auf 


Gegendemonstranten gegen eine PEGIDA-Kundgebung in Duisburg. Auf- 
nahme vom 31.8.2015. Foto (Bildschirmausdruck): YouTube / Heiko Wettels 
(https://youtu.be/P7PA-029aXl?t=11s) 


Am 7.12.2015 fanden sich 
am Duisburger Hauptbahnhof 
Teilnehmer für eine PEGIDA- 
Kundgebung zusammen. Eine 
Gruppe Gegendemonstranten, 
bestehend aus Verdi, IG Metall, 
Die Linke, MLPD und weiteren 
Antifagruppen, war sofort zuge- 
gen. 


»Antifa heißt Angriff« 


Natürlich sind all die genann- 
ten Gruppen Antifaschisten und 
selbsternannte »Gutmenschen«. 
An diesem Abend verlor das 
»Gutmenschentum« seine Tar- 
nung und präsentierte den Duis- 
burgern seine häßliche Fratze 
der Gewalt. 


Nachdem sich bei vorangegange- 
nen Kundgebungen beide Seiten 
auf Wortgefechte beschränkten, 
gingen den Gegendemonstran- 
ten diesmal offensichtlich die Ar- 
gumente aus. Als die PEGIDA ih- 
ren Demonstrationszug begann, 
eskalierte die Lage. 


Linke Gewalt gegen 
Polizisten und Pferde 


Der offizielle Polizeibericht: 
»Nachdem um viertel vor acht die 
erste Flasche in Richtung Pegi- 


da flog, setzten die Polizeikräfte 
vorsorglich die Schutzhelme auf. 
Als der Pegidaumzug sich gegen 
20:00 Uhr in Bewegung setzte, 
versuchten etwa 100 Gegende- 
monstranten die Polizeisperre in 
Richtung Pegida zu durchbre- 
chen. Die teilweise Vermummten 
rissen dabei einige Bauzäune 
um, gingen die Polizeipferde mit 
Absperrbaken an und bewar- 
fen Polizisten mit Flaschen. Der 
Durchbruchsversuch mißlang 
und die Angreifer wurden auf 
die Bahnhofsvorplatte zurückge- 
drängt. Dabei setzten die Beam- 
ten auch den Einsatzmehrzweck- 
stock und Pfefferspray ein. Drei 
Störer konnten dabei festgenom- 
men werden. Gegen sie sind Er- 
mittlungsverfahren wegen Land- 
friedensbruch eingeleitet worden. 
Es gab keine Verletzten auf Sei- 
ten der Polizei. Während des 
Umzuges versuchten Kleingrup- 
pen mehrmals vergeblich an die 
Pegida-Teilnehmer zu gelangen. 
Dabei bewarfen sie im Bereich 
der Friedrich-Wilhelm-Straße 
die eingesetzten Polizisten mit 
Steinen. Bei der Abschlußkund- 
gebung von Pegida versuchten 
teilweise vermummte Gegende- 


ZUM NACHDENKEN! 


monstranten erneut erfolglos die 
Absperrlinie zwischen "Links" 
und "Rechts" zu durchbrechen. 
Um kurz vor neun beendete auch 
die Pegida ihre Veranstaltung 
und die Teilnehmer wanderten 
ab. Einen 16-Jährigen, der ver- 
mummt mit einer Fahnenstange 
auf einen Polizisten eingeschla- 
gen hatte, übergaben die Beam- 
ten nach Personalienfeststellung 
und Anzeigenaufnahme den El- 
tern. Einen 17 Jahre alten Mann 
identifizierten die Polizisten als 
Steinewerfer und nahmen ihn 
fest.« 


Nach unserer Rücksprache mit 
der Pressestelle der Polizei kön- 
nen die verhafteten Gewalttäter 
eindeutig den Gegendemon- 
stranten zugeordnet werden. 


Es können PEGIDA-Teilnehmer 
oder andere Demonstranten, die 
sich für deutsche Belange ein- 
setzten, verletzt werden - darauf- 
hin erfolgen wenig bis gar keine 
Proteste. 


Es können durch linke Gegen- 
demonstranten Polizisten ver- 
letzt werden, Scheiben zu Bruch 
gehen, Fahrzeuge und andere 
Gegenstände in Brand gesetzt 
werden — das öffentliche Echo 
bleibt gering und nicht selten wird 
ein entsprechender Hinweis auf 
die Täter so zurückgehalten, daß 
letztendlich niemand weiß, aus 
welchem politischen Lager die 
Täter stammen. 


In Duisburg wurden diesmal von 
linken Gegendemonstranten 
Polizei-Pferde angegriffen und 
endlich werden auch die Gut- 
menschen wach. So machte die- 
se Meldung auf Facebook sofort 
die Runde und es gab gewaltige 
Proteste gegen das kriminelle 
Verhalten dieser linken Gegen- 
demonstranten. 


Unser kleiner Trost: Lieber spät 
als gar nicht. 
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Linksradikaler Straßenterror in Leipzig 


Wenige Tage nach den links- 
extremen Ausschreitungen in 
Duisburg machten die Gegende- 
monstranten am 12.12.2015 in 
Leipzig erneut unangenehm auf 
sich aufmerksam. 


Als bekannt wurde, daß sich die 
prodeutschen Kräfte im Leip- 
ziger Stadtteil Connewitz — der 
bekanntlich von linksautonomen 
Kräften dominiert wird - treffen 
wollten, war die Polizei in Alarm- 
bereitschaft. 


Brandsätze in 
Kabelschächten 


Bereits um acht Uhr in den Mor- 
genstunden wurden in S-Bahn- 
Kabelschächten nahe der Halte- 
stellen Connewitz und Plagnitz 
Brandsätze gezündet, um, so 
der Polizeibericht, offensichtlich 
»Rechtspopulisten« die Anreise 
zu erschweren. 


Schon im Vorfeld des Aufzugs 
der prodeutschen Versamm- 
lungskräfte kam es zu Ausschrei- 
tungen durch ca. 300 Gegende- 
monstranten, die den Einsatz von 
Wasserwerfern und Reizgas er- 
forderlich machten. Am Südplatz 


sammelten sich bis zu 1.000 ge- 
walttätige Gegendemonstranten, 
brachen faustgroße Steine aus 
dem Gehwegpflaster und be- 
warfen damit Polizeibeamte und 
-fahrzeuge. Die Anzahl der Wurf- 
geschosse dürfte dabei deutlich 
dreistellig gewesen sein. 


Die Gegendemonstranten zerrten 
Mülltonnen und Verkenhrsleittech- 
nik auf die Straße und setzten sie 
in Brand. In dem Polizeibericht 
heißt es: »Zerstörte Haltestellen, 
entglaste Fenster von Geschäf- 
ten, Kreditinstituten, zerstörte 
Fahrzeuge, verbrannte Container 
und Reifenstapel vollendeten das 
Bild der Zerstörungswut und Ag- 
gression«. Der Leipziger Ober- 
bürgermeister Burkhard Jung 


L sebe [Leser gAHZ prIYAF: 


Neues Jahr, alte Sorgen ...! 


Mit dieser ersten Ausgabe der UN im neuen Jahr be- 
lasten uns die immerwährenden Sorgen: 


Wie halten wir finanziell in diesem 46sten Jahr unse- 
rer Mahnungen diesen Einsatz für unser Volk durch? 


Foto: Max Malkus / flickr / CC BY-NC 2.0 (Ausschnitt) 


(SPD) dazu: »Das ist offener 
Straßenterror« 


Fazit der Ausschreitungen der 
Gegendemonstranten: Mit 50 Ver- 
stößen gegen das Strafgesetz- 
buch, Betäubungsmittelgesetz, 
Sprengstoff- und Versammlungs- 
gesetz, 23 Gewahrsamsnahmen, 
69 verletzten Polizeibeamten, 50 
beschädigten Dienstfahrzeugen 
wird das Ausmaß der linken Ge- 
waltexzesse deutlich. 


Bleibt die Frage offen, wie lan- 
ge die Medien die prodeutschen 
Versammlungsteilnehmer noch 
verunglimpfen und die Gegende- 
monstranten als die fürsorglichen 
Gutmenschen darstellen wollen. 
Offensichtlicher geht es nun wirk- 
lich nicht mehr. 


Daß uns die Herausgabe der UN mehr kostet als die 


18 Euro jährlich, die wir seit Jahren als »Mindestko- 
stenbeitrag« angeben, ist wohl jedem klar. 


Trotzdem bleiben wir dabei, weil wir keinen gleich- 
gesinnten, volksbewußten Deutschen ausschließen 


Für Flüchtlinge und »Flüchtlinge« blättern unsere wollen, weil er an oder unter der Armutsgrenze lebt. 


Oberen locker mehr als 17 Milliarden Euro von un- 
serem Geld auf den Tisch. 


Möglich ist uns das, weil viele von Ihnen uns groß- 
artig unterstützen und einige wenige uns auch mit 
In jeder Fernseh-»Spendengala« mit ergreifenden, Schenkungen oder Vermächtnissen in ihren Testa- 
wirksam ins Bild gesetzten Elends-Schicksalen flat- 
tern Millionenbeträge von Mitfühlenden und Gut- 


willigen in die Spendenkassen. 


menten bedacht haben. 


Wer unter den Älteren unter Ihnen in dieser Hinsicht 
Fragen hat oder eine Beratung haben möchte, melde 
sich bitte! 


Ansonsten: Mit Mut auf in’s neue Jahr! Das Ge- 
bäude der Völkerzerstörer beginnt zu wanken! 


Ihre UN-Mitarbeiter 


Wer aber sorgt sich um unser eigenes Volk? 


Es ist eine Minderheit wie Sie, liebe Bezieher und 
Förderer der UN, die dafür dann auch noch von den 
Regierenden als »Dumpfbacken« (Zitat Schäuble) 
oder »Pack« (Zitat Gabriel) bezeichnet werden. 


IM FREUNDESKREIS 
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Der Messerstecher 
von Köln - ein Agent? 


Wir alle erinnern uns noch an den 
feigen Anschlag auf die parteilose 
Bürgermeisterkandidatin für Köln, 
Henriette Reker, am 17.10.2015. 


Schnell war den Medien klar, daß 
hinter diesem Terrorakt nur ein 
»Rechter« stecken konnte. 


Allerdings tauchten auch recht 
bald Ungereimtheiten auf, was 
die Person des Attentäters betraf. 


Frank S. (44) war seit acht Jah- 
ren arbeitslos, beim Arbeitsamt 
zwar gemeldet, seine Akte aber 
als geheim eingestuft. Obwohl er 
sich seit Jahren nicht mehr beim 
Arbeitsamt meldete, erhielt er an- 
standslos Hartz IV. 


Angeblich sei er sogar von den 
üblichen Melde- und anderen 
Pflichten befreit gewesen. Ein 
Sperrvermerk verschließe seine 
Akte. 


Die Merkwürdigkeiten gehen aber 
noch weiter. Obwohl er bei sei- 
ner Tat den Anschein erwecken 
wollte, als vollbringe er diese Tat 
im Namen des Volkes, waren in 
seiner Wohnung keine Hinweise 


Wir bitten unsere Leser, Ihre Ko- 
stenbeiträge mit diesem Vordruck 
zu begleichen. Wenn Sie dies schon 


auf ein Manifest oder ähnliches 
zu finden. 


Dies alles veranlaßte den grü- 
nen Bundestagsabgeordneten 
Volker Beck am 21.10.2015 zu 
einer »Kleinen Anfrage« an die 
Bundesregierung. Darin wollte er 
aufgeklärt wissen, ob es aktuell 
oder in der Vergangenheit Ver- 
bindungen zwischen den Verfas- 
sungsschutzorganen der Länder 
oder des Bundes und Frank S. 
gab. 


Nun könnte man meinen, daß ein 
klares NEIN genügen würde, dem 
war aber nicht so. 


Die Bundesregierung wand sich 
am 14.12.2015 bei der Beantwor- 
tung der Frage und nährte da- 
mit erst recht den Verdacht, daß 
Frank S. mit dem Verfassungs- 
schutz zusammenarbeitete. 


In der Stellungnahme der Bun- 
desregierung heißt es wörtlich: 
»Die Bundesregierung ist nach 
sorgfältiger Abwägung zu der Auf- 
fassung gelangt, daß eine Beant- 
wortung der Frage nicht erfolgen 


erledigt haben, ignorieren Sie diesen 
Vordruck bitte. Unsere Leser außer- 
halb der Bundesrepublik Deutschland 


www.fb.com/UN.Nachrichten 
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kann.« Denn: »Die Führung von 
Quellen gehört zu den wichtigsten 
nachrichtendienstlichen Mitteln, 
die den Nachrichtendiensten zur 
Informationsbeschaffung zur Ver- 
fügung stehen.« 


Die Bundesregierung stellte da- 
bei heraus, daß sie auch zukünf- 
tig keine Auskunft geben werde, 
»wenn keine entsprechenden 
Verbindungen vorliegen oder der 
Vorgang zeitlich weit zurückliegt, 
da ansonsten in allen übrigen Fäl- 
len aus der Antwortverweigerung 
auf das Vorliegen eines Einsatzes 
von Quellen geschlossen werden 
könnte.« 


Es »entstünde die Gefahr, daß 
Fähigkeiten, Methoden und In- 
formationsquellen der Nachrich- 
tendienste bekannt werden, und 
damit ihre Funktionsfähigkeit 
nachhaltig beeinträchtigt wäre.« 


Bis jetzt ist es also nur ein un- 
geheuerlicher Verdacht, daß 
Frank S. »geführt« wurde. Sollte 
sich dies allerdings bestätigen, 
wäre das ein weiteres Indiz für 
die schmutzigen Methoden des 
Verfassungsschutzes. In diesem 
Zusammenhang sind wir sehr ge- 
spannt, was beim sogenannten 
NSU-Prozeß noch alles ans Ta- 
geslicht kommt. 


bitten wir, landesspezifische Vor- 
drucke zu verwenden. Diese erhalten 
Sie von Ihrer Hausbank. 


u us > Se re ee en A E E E IR 


Konto-Nr. des Kontoinhabers | 
I] Name und Sitz des überweisenden Kreditinstituts 


Angaben zum Zahlungsempfänger: Name, Vorname/Firma (max. 27 Stellen, bei maschineller Beschriftung max. 35 Stellen) 


Deutschland und 
in andere EU-/EWR- 


Für Überweisungen in 
Staaten in Euro. 


Zahlungsempfänger 


FREUNDESKR. UN E.V. 


IBAN 
DE75 1001 0010 0636 5391 01 


BIC BIC des Kreditinstituts/Zahlungsdienstleisters (8 oder 11 Stellen) 


PBNKDEFFXXX PBNKDEFF FXXX 


Betrag: Euro, Cent 


Kunden-Referenznummer/Verwendungszweck 
ADR.-NR.: 


WOHNORT: 


Kontoinhaber/Zahler: Name 


Angaben zum Kontoinhaber/Zahler: Name, Vorname/Firma, Ort (max. 27 Stellen, keine Straßen- oder Postfachangaben) 
| 


IBAN 


(Quittung bei Bareinzahlung) 
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Offizielle Wirtschaftsdaten 


Erwerbstätige: 
September 2015: 43,401 Millionen ” 
Oktober 2015: 43,503 Millionen ” 


soz.-versich.-pfl. Beschäftigte: 
August 2015: 30,994 Millionen ” 


September 2015: 31,350 Millionen ” 


Offizielle Arbeitslosigkeit: 
Oktober 2015: 2.649.277 ” 


November 2015: 2.633.157 ” 


Leistungsempfänger: 


ALG, ALG Il und Sozialgeld 
Oktober 2015: 
November 2015: 


Offene Stellen: 
Oktober 2015: 
November 2015: 


Staatsverschuldung: 
2.027.918.510.328 Euro ° 


6.758.725 ” 
6.765.171 ” 


612.236 ” 
610.285 ” 


Schuldenzuwachs pro Sekunde: 
165 Euro ” 


Schulden pro Kopf: 
29.11.2015: 


10.01.2016: 


25.004 Euro ?) 
25.011 Euro ? 


") Bundesagentur für Arbeit, 10.1.2016 
2) Bund der Steuerzahler, 10.1.2016 


www.un-nachrichten.de 


Auf der Pressekonferenz der 
neu gewählten polnischen Pre- 
mierministerin Beata Szydlo am 
24.11.2015 waren nur polnische 
Fahnen zu sehen - die EU-Flag- 
gen wurden entfernt. Und laut 
der neuen Regierungschefin wird 
dies erstmal so bleiben. Auslän- 
dische Medien deuteten dies als 
ein Symbol für die Distanz der 
neuen Regierung zur EU. 


Die Financial Times kommentier- 
te dies mit der Feststellung, daß 


Für die Wahrung der Grund- und Bürgerrechte des Einzelnen, der Souve- 
ränität und Selbstbestimmung der Nationen, für das Heimatrecht der Völker 
im eigenen Land, für den Erhalt der Pressevielfalt und Meinungsfreiheit. 


FÜR IHRE BESTELLUNG: 
Bitte einsenden an: UN, Postfach 101706, 46017 Oberhausen 


u Ich bitte, mir monatlich 1 - 2 - 3 - 5 - 10 Exemplar(e) der UN zuzusenden. Ich 
gehe damit kein Abonnement mit Verpflichtungen oder Kündigungsfristen ein. 
Die UN werden ehrenamtlich zu Selbstkosten erstellt (zur Zeit 1,50 Euro je 
Exemplar einschließlich Porto, ab 10 Stück 1,- Euro je Exemplar). 


u Ich bitte um eine kostenlose Probesendung verschiedener Ausgaben der UN. 
1,45 Euro Rückporto liegen in Briefmarken bei. 


Uu Ich bitte um Zusendung von 


Ex. der UN-Ausgabe Nr. 


mit / ohne Kostenbeteiligung (siehe oben). 


Uu Einen Kostenbeitrag in Höhe von 


Euro lege ich per Verrechnungs- 


scheck / in bar bei - zahle ich per Einzug - kann ich zur Zeit nicht leisten. 


Name/Anschrift: 


Geb. am/Beruf: 


Telefon: 


Ihre UN-Anschriftennummer, falls bekannt: 


(Falls Sie von uns schon Sendungen mit aufgedruckter Adresse bekommen haben, finden Sie die Nummer 


direkt über der Anrede Herrn/Frau) 


DAS LETZTE 
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Polen wehrt sich gegen Narren 


die neue Regierung damit sym- 
bolisch ihre EU-Skepsis zeigen 
wolle. Die Geste solle die Distanz 
»des neuen Regimes« zu Brüs- 
sel und ihre patriotische Einstel- 
lung verdeutlichen. 


Bis dahin war immer die gleiche 
Anzahl an polnischen und EU- 
Fahnen abwechselnd aufgestellt 
worden. Die Regierungschefin 
kommentierte dies nur lakonisch, 
daß es ab sofort im Konferenz- 
raum so sein werde. 


Foto: KPRM / flickr / Public Domain Mark 1.0 
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